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508. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über internationales Versicherungsvertragsrecht für
den Europäischen Wirtschaftsraum
(NR: GP XVIII RV 1599 AB 1723 S. 169. BR: AB 4826 S. 588.)
[EWR/Anh. IX: 392 L 0049]

509. Bundesgesetz: Änderung des Versicherungsvertragsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 1553 AB 1722 S. 169. BR: 4812 AB 4825 S. 588.)

508. Bundesgesetz, mit dem das Bundes-
gesetz über internationales Versicherungsver-
tragsrecht für den Europäischen Wirt-

schaftsraum geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen.

Änderung des Bundesgesetzes über internationales
Versicherungsvertragsrecht für den Europäischen

Wirtschaftsraum

Das Bundesgesetz über internationales Versiche-
rungsvertragsrecht für den Europäischen Wirt-
schaftsraum, BGBl. Nr. 89/1993, wird wie folgt
geändert:

1. § 5 Z 2 lit. c hat zu lauten:

,,c) er sich auf ein in der Anlage B zu diesem
Bundesgesetz angeführtes besonderes Risiko
bezieht."

2. In § 12 erhält der bisherige Text die
Absatzbezeichnung „(1)" und es wird folgender
Absatz 2 angefügt:

„(2) § 5 Z 2 lit. c und die Überschrift der
Anlage B, jeweils in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 508, treten mit 1. Juli 1994 in
Kraft."

3. -In der Überschrift der Anlage B hat das
Klammerzitat zu lauten:

„§ 5 Z 2 lit. c und § 9 Abs. 2 dieses Bundes-
gesetzes."

Klestil
Vranitzky
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509. Bundesgesetz, mit dem das Versiche-
rungsvertragsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz über den Versicherungsver-
trag, BGBl. Nr. 2/1959, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 90/1993 wird wie folgt
geändert:

1. Nach § l wird folgender § l a eingefügt:

„§ l a. (1) Stellt der Versicherungsnehmer
seinen Antrag auf Schließung eines Versicherungs-
vertrags auf einem vom Versicherer verwendeten
Formblatt, so ist eine Erklärung, während einer
bestimmten Frist an den Antrag gebunden zu
bleiben, insoweit unwirksam, als diese Frist sechs
Wochen übersteigt. Die Vereinbarung einer
längeren Bindungsfrist ist nur rechtswirksam,
wenn sie im einzelnen ausgehandelt worden ist.

(2) Stellt der Versicherungsnehmer seinen
Antrag auf Schließung eines Versicherungsvertrags
auf einem vom Versicherer verwendeten Formblatt,
so ist er — soweit nicht vorläufige Deckung
gewährt worden ist — darauf hinzuweisen, daß der
Versicherungsvertrag erst mit Zugang des Ver-
sicherungsscheins oder einer gesonderten Annah-
meerklärung zustandekommt und vor diesem
Zeitpunkt kein Versicherungsschutz besteht. Kann
der Versicherer einen solchen Hinweis nicht
beweisen, so hat er den beantragten Versicherungs-
schutz ab Zugang des Antrags an ihn selbst oder
an seinen Versicherungsagenten bis zum Zustan-
dekommen des Vertrags zu gewähren, es sei denn,
daß er dieses Risiko nach den für seinen
Geschäftsbetrieb maßgebenden Grundsätzen über-
haupt nicht versichert; ist ein späterer Beginn der
Versicherung beantragt, so besteht diese Dek-
kungspflicht frühestens ab diesem Zeitpunkt.
Kommt der Vertrag nicht zustande, so endet die
Deckungspflicht, sobald der Versicherungsnehmer
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nicht mehr an seinen Antrag gebunden ist. Dem
Versicherer gebührt für diese Deckungspflicht die
ihrer Dauer entsprechende Prämie."

2. Im §2 Abs. 2 zweiter Satz wird der
Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt und der
letzte Halbsatz aufgehoben.

3. Nach § 5 a wird folgender § 5 b eingefügt:

„§ 5 b. (1) Gibt der Versicherungsnehmer seine
schriftliche Vertragserklärung dem Versicherer
oder seinem Beauftragten persönlich ab, so hat
dieser ihm unverzüglich eine Kopie dieser
Vertragserklärung auszuhändigen.

(2) Hat der Versicherungsnehmer die Ver-
sicherungsbedingungen einschließlich der Bestim-
mungen über die Festsetzung der Prämie, soweit
sie nicht im Antrag bestimmt ist, und über
vorgesehene Änderungen der Prämie nicht vor
Abgabe seiner Vertragserklärung oder hat er
entgegen Abs. l keine Kopie seiner Vertragserklä-
rung erhalten, so kann er binnen zweier Wochen
vom Vertrag zurücktreten; der Beweis der recht-
zeitigen Ausfolgung dieser Urkunden obliegt dem
Versicherer. Die Rücktrittsfrist beginnt erst zu
laufen, wenn dem Versicherungsnehmer der Ver-
sicherungsschein und die Versicherungsbedingun-
gen ausgefolgt worden sind und er über sein
Rücktrittsrecht belehrt worden ist. Der Rücktritt
bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schrift-
form; es genügt, wenn die Erklärung innerhalb der
Frist abgesendet wird. Das Rücktrittsrecht erlischt
spätestens einen Monat nach Zugang des Ver-
sicherungsscheins einschließlich einer Belehrung
über das Rücktrittsrecht. Hat der Versicherer
vorläufige Deckung gewährt, so gebührt ihm
hiefür die ihrer Dauer entsprechende Prämie.

(3) Das Rücktrittsrecht gilt nicht, wenn die
Vertragslaufzeit weniger als sechs Monate beträgt."

4. Im § 6 wird nach dem Abs. l folgender
Abs. l a eingefügt:

„(l a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die
die dem Versicherungsvertrag zugrundeliegende
Äquivalenz zwischen Risiko und Prämie aufrecht-
erhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit
außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die
vereinbarte hinter der für das höhere Risiko
tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei
der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen
bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen
Einfluß auf die Beurteilung des Risikos durch den
Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein,
wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden
ist."

5. § 6 Abs. 2 hat zu lauten.
„(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom

Versicherungsnehmer zum Zweck der Verminde-
rung der Gefahr oder der Verhütung einer
Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber

— unabhängig von der Anwendbarkeit des
Abs. 1 a — zu erfüllen ist, so kann sich der
Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit
nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluß
auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit
sie keinen Einfluß auf den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat."

6. Im § 6 Abs. 3 hat der zweite Satz zu lauten:

„Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz
verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers zu
beeinflussen oder die Feststellung solcher Umstän-
de zu beeinträchtigen, die erkennbar für die
Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind,
so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet,
soweit die Verletzung weder auf die Feststellung
des Versicherungsfalls noch auf die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung Einfluß gehabt hat."

7 Dem § 6 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Der Versicherer kann aus einer fahrlässigen
Verletzung einer vereinbarten Obliegenheit Rechte
nur ableiten, wenn dem Versicherungsnehmer
vorher die Versicherungsbedingungen ausgefolgt
worden sind oder ihm eine andere Urkunde
ausgefolgt worden ist, in der die Obliegenheit
mitgeteilt wird."

8. Dem § 8 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) Ist der Versicherungsnehmer Verbraucher

(§ l Abs. l Z 2 KSchG), so kann er ein
Versicherungsverhältnis, das er für eine Dauer
von mehr als drei Jahren eingegangen ist, zum
Ende des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden
Jahres unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat schriftlich kündigen. Eine allfällige Ver-
pflichtung des Versicherungsnehmers zum Ersatz
von Vorteilen, besonders Prämiennachlässen, die
ihm wegen einer vorgesehenen längeren Laufzeit
des Vertrags gewährt worden sind, bleibt unbe-
rührt."

9. Dem § 11 Abs. l wird folgender Satz
angefügt:
„Die Fälligkeit tritt jedoch unabhängig davon ein,
wenn der Versicherungsnehmer nach Ablauf
zweier Monate seit dem Begehren nach einer
Geldleistung eine Erklärung des Versicherers
verlangt, aus welchen Gründen die Erhebungen
noch nicht beendet werden konnten, und der
Versicherer diesem Verlangen nicht binnen eines
Monats entspricht."

10. Im § 11 Abs. 3 werden nach dem Wort
„Frist" die Worte „des Abs. 2" eingefügt.

11. Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt:

„§ 11 a. Der Versicherer ist verpflichtet, auf
Verlangen des Versicherungsnehmers oder jedes
Versicherten Auskunft über und Einsicht in
Gutachten zu geben, die auf Grund einer
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ärztlichen Untersuchung des Versicherungsnehmers
oder eines Versicherten erstattet worden sind,
wenn die untersuchte Person der Auskunfterteilung
beziehungsweise der Einsichtgewährung zustimmt."

12. § 12 hat zu lauten:

„§ 12. (1) Die Ansprüche aus dem Versiche-
rungsvertrag verjähren in drei Jahren. Steht der
Anspruch einem Dritten zu, so beginnt die
Verjährung zu laufen, sobald diesem sein Recht
auf die Leistung des Versicherers bekanntgeworden
ist; ist dem Dritten dieses Recht nicht bekannt-
geworden, so verjähren seine Ansprüche erst nach
zehn Jahren.

(2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers
beim Versicherer angemeldet worden, so ist die
Verjährung bis zum Einlangen einer schriftlichen
Entscheidung des Versicherers gehemmt, die
zumindest mit der Anführung einer der Ablehnung
derzeit zugrunde gelegten Tatsache und gesetz-
lichen oder vertraglichen Bestimmung begründet
ist. Nach zehn Jahren tritt jedoch die Verjährung
jedenfalls ein.

(3) Der Versicherer ist von der Verpflichtung
zur Leistung frei, wenn der Anspruch auf die
Leistung nicht innerhalb eines Jahres gerichtlich
geltend gemacht wird. Die Frist beginnt erst,
nachdem der Versicherer dem Versicherungsneh-
mer gegenüber den erhobenen Anspruch in einer
dem Abs. 2 entsprechenden Weise sowie unter
Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen
Rechtsfolge abgelehnt hat; sie ist für die Dauer von
Vergleichsverhandlungen über den erhobenen
Anspruch und für die Zeit, in der der Ver-
sicherungsnehmer ohne sein Verschulden an der
rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des
Anspruchs gehindert ist, gehemmt."

13. § 15 a hat zu lauten.

„§ 15 a. Auf eine Vereinbarung, die von den
Vorschriften des § l a, § 3 Abs. 3, § 5 Abs. l bis 3,
§ 5 a, § 5 b, § 6 Abs. l bis 3 und Abs. 5, § 8 Abs. 2
und 3, § 11, § 11 a, § 12 und § 14 zum Nachteil
des Versicherungsnehmers abweicht, kann sich der
Versicherer nicht berufen."

14. § 16 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der
Versicherer den nicht angezeigten Umstand
kannte. Er ist auch ausgeschlossen, wenn die
Anzeige ohne Verschulden des Versicherungsneh-
mers unterblieben ist; hat jedoch der Versiche-
rungsnehmer einen Umstand nicht angezeigt, nach
dem der Versicherer nicht ausdrücklich und genau
umschrieben gefragt hat, so kann dieser vom
Vertrag nur dann zurücktreten, wenn die Anzeige
vorsätzlich oder grob fahrlässig unterblieben ist."

15. Im § 18 wird nach dem Wort „ausdrücklich"
die Wortfolge „und genau umschrieben" eingefügt.

16. S 21 hat wie folgt zu lauten.

„§ 21. Tritt der Versicherer zurück, nachdem
der Versicherungsfall eingetreten ist, so bleibt seine
Verpflichtung zur Leistung gleichwohl bestehen,
wenn der Umstand, in Ansehung dessen die
Anzeigepflicht verletzt ist, keinen Einfluß auf den
Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit er
keinen Einfluß auf den Umfang der Leistung des
Versicherers gehabt hat."

17 § 25 Abs. 3 hat zu lauten.

„(3) Die Verpflichtung des Versicherers zur
Leistung bleibt auch dann bestehen, wenn zur Zeit
des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine
Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn die
Erhöhung der Gefahr keinen Einfluß auf den
Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie
keinen Einfluß auf den Umfang der Leistung des
Versicherers gehabt hat."

18. §27 Abs. l zweiter Satz hat zu lauten:

„Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht
innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an
ausgeübt wird, in dem der Versicherer von der
Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt hat, oder
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der
Erhöhung bestanden hat."

19. Dem § 27 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Ist die Erhöhung der Gefahr durch
allgemein bekannte Umstände verursacht, die
nicht nur auf die Risken bestimmter Versiche-
rungsnehmer einwirken, etwa durch eine Änderung
von Rechtsvorschriften, so erlischt das Kündi-
gungsrecht des Versicherers nach Abs. l erst nach
einem Jahr und ist Abs. 2 nicht anzuwenden."

20. § 28 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten.

„Das gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintritts des
Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des
Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht
erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr
keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherungs-
falls oder soweit sie keinen Einfluß auf den
Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat."

21. § 38 hat wie folgt zu lauten.

„§ 38. (1) Ist die erste oder einmalige Prämie
innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluß des
Versicherungsvertrags und nach der Aufforderung
zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt
ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt
als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie
nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag
an gerichtlich geltend gemacht wird.

(2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit
des Eintritts des Versicherungsfalls und nach
Ablauf der Frist des Abs. l noch nicht gezahlt, so
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ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungs-
nehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie
ohne sein Verschulden verhindert war.

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat
die im Abs. l und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen
nur, wenn der Versicherer den Versicherungsneh-
mer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten
löst die Rechtsfolgen der Abs. l und 2 nicht aus."

22. Im § 39 Abs. 2 wird die Wortfolge „oder der
geschuldeten Zinsen oder Kosten" gestrichen,
weiters wird der Punkt durch einen Beistrich
ersetzt und folgender Satzteil angefügt:
„es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der
rechtzeitigen Zahlung ohne sein Verschulden
verhindert war."

23. § 39 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten
löst die Rechtsfolgen der Abs. l bis 3 nicht aus."

24. Nach § 39 wird folgender 5 39 a eingefügt:

„§ 39 a. Ist der Versicherungsnehmer bloß mit
nicht mehr als 10 vH der Jahresprämie, höchstens
aber mit 800 S im Verzug, so tritt eine im § 38
oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Ver-
sicherers nicht ein."

25. § 40 hat wie folgt zu lauten.

„§ 40. Wird der Versicherungsvertrag während
der Versicherungsperiode oder sonst vorzeitig
aufgelöst, so gebührt dem Versicherer die Prämie
nur für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit,
soweit nicht Sonderbestimmungen anderes vorse-
hen. Die Möglichkeit für den Versicherer, sich für
diesen Fall die Zahlung einer angemessenen
Konventionalstrafe (Geschäftsgebühr) auszubedin-
gen (§ 1336 ABGB), bleibt unberührt."

26. S 41 Abs. 2 zweiter Satz wird aufgehoben.

27 Nach § 41 a wird folgender § 41 b eingefügt:

„§ 41 b. Der Versicherer darf neben der Prämie
nur solche Gebühren verlangen, die der Abgeltung
von Mehraufwendungen dienen, die durch das
Verhalten des Versicherungsnehmers veranlaßt
worden sind; die Vereinbarung anderer Neben-
gebühren ist unwirksam."

28. Im § 43 erhält der bisherige Text die
Absatzbezeichnung „(2)" und es wird folgender
Abs. l eingefügt:

„(1) Versicherungsagent ist, wer von einem
Versicherer ständig damit betraut ist, für diesen
Versicherungsverträge zu vermitteln oder zu
schließen. Die Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes gelten überdies für den, der auch nur im
Einzelfall vom Versicherer betraut ist, sowie für

den, der mit nach den Umständen anzunehmender
Billigung des Versicherers als Versicherungsagent
auftritt."

29. Nach § 43 wird folgender § 43 a eingefügt:

„§ 43 a. Fällt ein Vermittler zwar nicht unter
§ 43 Abs. l, steht er aber zum Versicherer in einem
solchen wirtschaftlichen Naheverhältnis, das es
zweifelhaft erscheinen läßt, ob er in der Lage ist,
überwiegend die Interessen des Versicherungsneh-
mers zu wahren, so haftet der Versicherer dem
Versicherungsnehmer für das Verschulden eines
solchen Vermittlers wie für sein eigenes."

30. Dem § 44 wird folgender Satz angefügt:

„Dies gilt nicht für Erklärungen des Versiche-
rungsnehmers, zu deren Entgegennahme für den
Versicherer er gemäß § 43 bevollmächtigt ist."

31. Dem § 47 wird folgender Satz angefügt:

„§ 10 KSchG bleibt unberührt."

32. Im § 51 wird im Abs. 4 der Strichpunkt
durch einen Punkt ersetzt, der letzte Halbsatz
aufgehoben, und es wird folgender Abs. 5 ange-
fügt:

„(5) Das Recht des Versicherungsnehmers, den
Vertrag wegen Irrtums anzufechten, bleibt unbe-
rührt."

33. Im § 59 Abs. 3 wird der Strichpunkt durch
einen Punkt ersetzt und der letzte Halbsatz
aufgehoben.

34. Im § 64 erhalten die bisherigen Absätze die
Absatzbezeichnungen „(2)" bis „(4)", davor wird
folgender Abs. l eingefügt:

„(1) Eine Vereinbarung, daß einzelne Voraus-
setzungen des Anspruchs aus der Versicherung
oder die Höhe des Schadens in einem Schiedsgut-
achterverfahren durch Sachverständige festgestellt
werden sollen, ist nur wirksam, wenn vorgesehen
ist, daß der Sachverständige oder die Sachverstän-
digen von einem unbeteiligten Dritten oder jeweils
in gleicher Anzahl vom Versicherer und vom
Versicherungsnehmer namhaft gemacht werden,
wobei vorgesehen werden kann, daß diese Sach-
verständigen oder ein unbeteiligter Dritter einen
Vorsitzenden zu bestimmen haben."

35. § 64 Abs. 2 (neu) erster Satz hat zu lauten:

„Die von dem oder den Sachverständigen
getroffene Feststellung ist nicht verbindlich, wenn
sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich
abweicht."

36. § 68 Abs. 5 wird aufgehoben.

37 Im § 68 a wird nach dem Ausdruck „§ 51
Abs. l und 2" der Ausdruck „,des § 58" eingefügt.
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38. Im S 70 Abs. 3 entfällt die Wonfolge
„ , jedoch- nicht über die zur Zeit der Beendigung
des Versicherungsverhältnisses laufende Versiche-
rungsperiode hinaus"

39. Im 5 71 Abs. 2 wird dem ersten Satz
folgende Wortfolge angefügt:
„ , oder wenn die Anzeige nicht vorsätzlich
unterlassen worden ist und die Veräußerung
keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherungs-
falls oder soweit sie keinen Einfluß auf den
Umfang der dem Versicherer obliegenden Lei-
stung gehabt hat"

40. § 96 Abs. 3 wird aufgehoben.

41. Im § 108 erhält der bisherige Text die
Absatzbezeichnung „(2)" und es wird folgender
Abs. l eingefügt:

„(1) Von § 96 darf durch Vereinbarung nur in
der Weise abgewichen werden, daß das Kündi-
gungsrecht für beide Teile gleich ist."

42. § 113 zweiter Satz wird aufgehoben.

43. Dem § 115 a wird folgender Absatz ange-
fügt:

„(3) Von § 113 darf durch Vereinbarung nur in
der Weise abgewichen werden, daß das Kündi-
gungsrecht für beide Teile gleich ist."

44. S 154 Abs. 2 hat zu lauten.

„(2) Eine Vereinbarung, nach der der Ver-
sicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei
sein soll, wenn ohne seine Einwilligung der
Versicherungsnehmer den Dritten befriedigt, ist
unwirksam. Eine Vereinbarung, nach der eine
derartige Leistungsfreiheit für den Fall vorgesehen
ist, daß der Versicherungsnehmer den Anspruch
des Dritten anerkennt, ist unwirksam, falls nach
den Umständen der Versicherungsnehmer die
Anerkennung nicht ohne offenbare Unbilligkeit
verweigern konnte."

45. § 158 Abs. 3 wird aufgehoben.

46. Im § 158 a wird der Ausdruck „Abs. l"
gestrichen, es erhält der bisherige Text die
Absatzbezeichnung ,,(1)" und es wird folgender
Abs. 2 angefügt:

„(2) Von § 158 darf durch Vereinbarung nur in
der Weise abgewichen werden, daß das Kündi-
gungsrecht für beide Teile gleich ist."

47 Im § 158 j erhält der bisherige Text die
Absatzbezeichnung „(2)" davor wird folgender
Abs. l eingefügt:

„(1) Bei der Rechtsschutzversicherung sorgt der
Versicherer für die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen des Versicherungsnehmers in den im
Vertrag umschriebenen Bereichen und trägt die
dem Versicherungsnehmer dabei entstehenden
Kosten. Wenn sich aus dem Vertrag nichts

anderes ergibt, umfaßt die Versicherung sowohl
die Wahrnehmung der Interessen in einem
gerichtlichen oder sonstigen behördlichen Verfah-
ren als auch außerhalb eines solchen."

48. Im § 158 l Abs. l entfällt die Wortfolge
„ , in dem der Sachverständige oder die Sach-
verständigen von einem unbeteiligten Dritten oder
jeweils in gleicher Anzahl vom Versicherer und
vom Versicherungsnehmer namhaft gemacht wer-
den, wobei vorgesehen werden kann, daß diese
Sachverständigen oder ein unbeteiligter Dritter
einen Vorsitzenden zu bestimmen haben"

49. Im § 158 l Abs. 2 erster Satz werden die
Worte „Beschränkung oder" durch die Worte
„gänzlicher oder teilweiser" ersetzt.

50. Nach § 158 l werden folgende §§ 158 m bis
158 o eingefügt:

„§ 158 m. (1) Der Versicherer ist verpflichtet,
den Versicherungsnehmer binnen zweier Wochen
ab Geltendmachung des Deckungsanspruchs über
seine Pflichten und Obliegenheiten aus der
Rechtsschützversicherung zu informieren. Wird
der Deckungsanspruch namens des Versicherungs-
nehmers durch einen Vertreter geltend gemacht,
der nicht Rechtsanwalt ist, und ist der Ver-
sicherungsnehmer nach dem Vertrag nicht berech-
tigt, den Vertreter selbst zu beauftragen, so ist
diese Information auch diesem zu übermitteln.

(2) Kann der Versicherer die Erfüllung der im
Abs. l genannten Verpflichtungen nicht beweisen,
so kann er dem Versicherungsnehmer gegenüber
aus der späteren fahrlässigen Verletzung einer
vereinbarten Obliegenheit keine Rechte ableiten.

§ 158 n. (1) Der Versicherer hat binnen zweier
Wochen ab Geltendmachung des Deckungsan-
spruchs dem Versicherungsnehmer schriftlich den
Versicherungsschutz grundsätzlich zu bestätigen
oder abzulehnen; die Ablehnung ist zumindest mit
der Anführung einer ihr derzeit zugrunde gelegten
Tatsache und gesetzlichen oder vertraglichen
Bestimmung zu begründen. Der Versicherer ist
berechtigt, binnen dieser Frist deren Verlängerung
um höchstens zwei weitere Wochen zu verlangen.

(2) Hat der Versicherungsnehmer dem Ver-
sicherer nicht sämtliche zur Prüfung des Dek-
kungsanspruchs erforderlichen Unterlagen über-
mittelt, so kann der Versicherer ihn binnen der im
Abs. l genannten Frist auffordern, die Unterlagen
nachzureichen. In diesem Fall beginnt die Frist des
Abs. l erster Satz neu zu laufen; die Möglichkeit
einer Fristverlängerung gemäß Abs. l zweiter Satz
entfällt.

(3) Kann der Versicherer die rechtzeitige
Erfüllung der in Abs. l genannten Verpflichtungen
nicht beweisen, so ist er jedenfalls zur Deckung all
jener Kosten verpflichtet, die zwischen dem
Zeitpunkt, in dem er zum Deckungsanspruch
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hätte Stellung nehmen müssen, und der verspäte-
ten, im übrigen jedoch dem Abs. l entsprechenden
Ablehnung des Deckungsanspruchs aufgelaufen
sind. Dies gilt jedoch nicht für die Deckung
solcher Kosten, die nach der vertraglichen
Risikoumschreibung nicht vom Versicherungs-
schutz umfaßt sind.

§ 158 o. Ist die Versicherung für die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen aus einem
geschäftlichen Betrieb des Versicherungsnehmers
genommen und wird das Unternehmen an einen
Dritten veräußert oder auf Grund eines Fruchtnie-
ßungsrechts, eines Pachtvertrags oder eines ähnli-
chen Verhältnisses von einem Dritten übernom-
men, so tritt an Stelle des Versicherungsnehmers
der Dritte in die während der Dauer seiner
Berechtigung sich aus dem Versicherungsverhält-
nis ergebenden Rechte und Pflichten ein. § 69
Abs. 2 und 3 und die §§ 70 und 71 sind
entsprechend anzuwenden."

51. 5 158 m erhält die Bezeichnung „§ 158 p",
nach dem Zitat „158 j" wird der Ausdruck „Abs. 2"
eingefügt und es wird das Zitat „§ 158 l" auf
„§ 158 o" geändert.

52. In den §§ 163 und 164 Abs. 2 wird jeweils
die Frist „zehn Jahre" durch die Frist „drei Jahre"
ersetzt.

53. Die §§ 172 bis 174 haben zu lauten:

„§ 172. Bietet eine Lebensversicherung Versiche-
rungsschutz für ein Risiko, bei dem ungewiß ist, ob
und wann der Versicherungsfall eintreten wird, so
darf sich der Versicherer für den Fall einer nicht
nur vorübergehenden nicht vorhersehbaren Verän-
derung des Leistungsbedarfs gegenüber den
technischen Berechnungsgrundlagen und der dar-
aus errechneten Prämie eine Erhöhung der Prämie
in sinngemäßer Anwendung des 5 178 f ausbe-
dingen.

§ 173. (1) Der Versicherungsnehmer kann
jederzeit für den Schluß der laufenden Versiche-
rungsperiode die Umwandlung der Versicherung in
eine prämienfreie Versicherung verlangen.

(2) Wird die Umwandlung verlangt, so tritt mit
dem bezeichneten Zeitpunkt an die Stelle des
vereinbarten Kapital- oder Rentenbetrags derjenige
Betrag, der sich nach den anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik auf Grund der Rech-
nungsgrundlagen der Prämienkalkulation ergibt.
Die prämienfreie Versicherungsleistung ist für den
Schluß der laufenden Versicherungsperiode unter
Berücksichtigung von Prämienrückständen zu
berechnen.

(3) Der Versicherer ist zu einem Abzug nur
berechtigt, wenn dieser vereinbart und angemessen
ist.

§ 174. Im Vertrag kann vorgesehen werden, daß
statt der begehrten Umwandlung der Rückkaufswert
(§ 176 Abs. 3 und 4) zu erstatten ist, wenn die sich
nach der Umwandlung ergebende Versicherungs-
summe oder Rente einen vereinbarten Betrag
unterschreiten würde. Der. Betrag ist unter Bedacht-
nahme auf das Verhältnis zwischen dem Betrag der
Versicherungsleistung und den Kosten festzusetzen,
die dem Versicherer mit der Weiterführung der
Versicherung entstehen würden."

54. § 175 Abs. l zweiter Satz hat zu lauten:

„§ 173 und gegebenenfalls § 174 sind anzuwen-
den."

55. 5 176 hat zu lauten.

„§ 176. (1) Wird eine Kapitalversicherung für
den Todesfall, die in der Art genommen ist, daß
der Eintritt der Verpflichtung des Versicherers zur
Zahlung des vereinbarten Kapitals gewiß ist, durch
Rücktritt, Kündigung oder Anfechtung aufgeho-
ben, so hat der Versicherer den auf die
Versicherung entfallenden Rückkaufswert zu
erstatten.

(2) Das gleiche gilt bei einer Versicherung der in
Abs. l bezeichneten Art auch dann, wenn nach
dem Eintritt des Versicherungsfalls der Versicherer
von der Verpflichtung zur Zahlung des verein-
barten Kapitals frei ist. Im Fall des § 170 Abs. l ist
jedoch der Versicherer zur Erstattung des Rück-
kaufswerts nicht verpflichtet.

(3) Der Rückkaufswert ist nach den anerkannten
Regeln der Versicherungsmathematik auf Grund
der Rechnungsgrundlagen der Prämienkalkulation
für den Schluß der laufenden Versicherungsperiode
als Zeitwert der Versicherung zu berechnen.
Prämienrückstände werden vom Rückkaufswert
abgesetzt.

(4) Der Versicherer ist zu einem Abzug nur
berechtigt, wenn dieser vereinbart und angemessen
ist."

56. § 178 Abs. 2 zweiter Satz wird aufgehoben.

57 Nach § 178 wird folgender neuer Abschnitt
samt Überschrift eingefügt:

„Vierter Abschnitt

Krankenversicherung

§ 178 a. (1) Die Krankenversicherung kann auf
die Person des Versicherungsnehmers oder eines
anderen genommen werden.

(2) Ist die Versicherung auf die Person eines
anderen genommen, so hat dieser als Versicherter
an den Versicherer einen unmittelbaren Anspruch
auf diejenigen Leistungen, die bei einem Ver-
sicherungsfall in seiner Person zu erbringen sind.
Dieser unmittelbare Anspruch kann nur bei einer
Krankenhaustagegeldversicherung und einer Kran-
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kengeldversicherung sowie nur dann ausgeschlos-
sen werden, wenn durch die Versicherungsleistung
Nachteile gedeckt werden sollen, die dem Ver-
sicherungsnehmer selbst durch den Versicherungs-
fall entstehen. Im übrigen sind die §§ 74, 75 Abs. l,
78 und 79 entsprechend anzuwenden.

(3) Soweit der Versicherungsschutz nach den
Grundsätzen der Schadensversicherung gewährt
wird, sind — neben dem Ersten Abschnitt — die
§§ 49 bis 60 und §§ 62 bis 68 a entsprechend
anzuwenden. Die Bestimmungen über die Gefahr-
erhöhung (§§ 23 bis 30) sind auf die Krankenver-
sicherung nicht anzuwenden.

§ 178 b. (1) Bei der Krankheitskostenversiche-
rung ist der Versicherer verpflichtet, die Aufwen-
dungen für medizinisch notwendige Heilbehand-
lung wegen Krankheit oder Unfallfolgen und für
sonstige vereinbarte Leistungen einschließlich
medizinischer Betreuung und Behandlung bei
Schwangerschaft und Entbindung im vereinbarten
Umfang zu ersetzen.

(2) Bei der Krankenhaustagegeldversicherung ist
der Versicherer verpflichtet, bei medizinisch
notwendiger stationärer Heilbehandlung das ver-
einbarte Krankenhaustagegeld zu leisten.

(3) Bei der Krankengeldversicherung ist der
Versicherer verpflichtet, den als Folge von Krank-
heit oder Unfall durch Arbeitsunfähigkeit verur-
sachten Verdienstausfall durch das vereinbarte
Krankengeld zu ersetzen.

(4) In der Pflegekrankenversicherung ist der
Versicherer verpflichtet, im Fall der Pflegebedürf-
tigkeit die Aufwendungen, die für die Pflege der
versicherten Person entstehen, im vereinbarten
Umfang zu ersetzen (Pflegekostenversicherung)
oder das vereinbarte Tagegeld zu leisten (Pflege-
tagegeldversicherung) .

§ 178 c. (1) Sagt der Versicherer allgemein zu,
bestimmte medizinische Leistungen zur Gänze zu
vergüten (Kostendeckungszusage), so endet die
Wirksamkeit dieser Zusage nicht vor ihrem
schriftlichen Widerruf. Die Zusage hat die Angabe
zu umfassen, zu welchem Termin sie frühestens
widerrufen werden kann; unterläßt der Versicherer
diese Angabe, so kann er die Kostendeckungszu-
sage vor Ablauf zweier Jahre nicht widerrufen.

(2) Der Widerruf der Kostendeckungszusage
wird nach Ablauf von drei Monaten wirksam. Ein
Widerruf ist für solche stationären Heilbehandlun-
gen ohne Wirkung, die vor dem Wirksamwerden
der entsprechenden Mitteilung des Versicherers
begonnen haben.

§ 178 d. (1) Soweit Wartezeiten vereinbart
werden, dürfen diese in der Krankheitskosten-,
Krankenhaustagegeld- und Krankengeldversiche-
rung als allgemeine Wartezeit drei Monate, als
besondere Wartezeit für Psychotherapie, Zahnbe-

handlung, Zahnersatz und Kieferorthopädie acht
Monate und für Entbindung sowie damit im
Zusammenhang stehende Heilbehandlungen neun
Monate nicht überschreiten. In der Pflegeversiche-
rung darf die Wartezeit drei Jahre nicht über-
schreiten.

(2) Soweit Versicherungsschutz ausdrücklich für
solche Krankheiten oder Unfallfolgen vereinbart
wird, die beiden Vertragsteilen bei Vertragsab-
schluß bereits bekannt sind, dürfen auch längere als
die im Abs. l genannten Wartezeiten vereinbart
werden.

(3) Tritt ein Versicherungsfall vor Ablauf der
Wartezeit ein, so ist der Versicherer zur Leistung
nur dann verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, daß die Krankheit erst nach
Vertragsabschluß erkennbar wurde beziehungs-
weise daß die Schwangerschaft erst nach diesem
Zeitpunkt begonnen hat.

§ 178 e. Ist ein Versicherungsnehmer im vollen
Umfang des § 178 b Abs. l und nicht bloß für
zusätzliche Aufwendungen zu den Leistungen der
gesetzlichen Sozialversicherung versichert, so ist
der Versicherer auf Verlangen des Versicherungs-
nehmers verpflichtet, dessen neugeborenes Kind
mit Wirkung ab der Geburt ohne Wartezeiten zu
versichern; dieses Verlangen ist spätestens zwei
Monate nach der Geburt zu stellen. Der Ver-
sicherungsschutz hat den gleichen Umfang wie der
des Versicherungsnehmers. Bedeutet das Kind ein
erhöhtes Risiko, so kann der Versicherer einen
angemessenen Prämienzuschlag verlangen.

§ 178 f. (1) Eine Vereinbarung, nach der der
Versicherer berechtigt ist, die Prämie nach
Vertragsabschluß einseitig zu erhöhen oder" den
Versicherungsschutz einseitig zu ändern, etwa
einen Selbstbehalt einzuführen, ist — unbeschadet
des § 6 Abs. l Z 5 KSchG beziehungsweise des § 6
Abs. 2 Z 3 KSchG — nur mit den sich aus den
Abs. 2 und 3 ergebenden Einschränkungen wirk-
sam.

(2) Als für Änderungen der Prämie oder des
Versicherungsschutzes maßgebende Umstände dür-
fen nur die Veränderungen folgender Faktoren
vereinbart werden:

1. eines in der Vereinbarung genannten Index,
2. der durchschnittlichen Lebenserwartung,
3. der Häufigkeit der Inanspruchnahme von

Leistungen nach Art der vertraglich vorgese-
henen und deren Aufwendigkeit, bezogen auf
die auf die zu diesem Tarif Versicherten,

4. des Verhältnisses zwischen den vertraglich
vereinbarten Leistungen und den entsprechen-
den Kostenersätzen der gesetzlichen Sozial-
versicherungen,

5. der durch Gesetz, Verordnung, sonstigen
behördlichen Akt oder durch Vertrag zwi-
schen dem Versicherer und im Versicherungs-
vertrag bezeichneten Einrichtungen des
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Gesundheitswesens festgesetzten Entgelte für
die Inanspruchnahme dieser Einrichtungen
und

6. des Gesundheitswesens oder der dafür
geltenden gesetzlichen Bestimmungen.

Bloß vom Älterwerden des Versicherten oder von
der Verschlechterung seines Gesundheitszustandes
abhängige Anpassungen dürfen jedenfalls nicht
vereinbart werden, insbesondere ist eine Prämien-
anpassung unzulässig, um eine schon bei Einge-
hung der Versicherung unzureichend kalkulierte
Alterungsrückstellung zu ersetzen. Es kann jedoch
vereinbart werden, daß eine zunächst geringere
Prämie ab einem bestimmten Lebensalter des
Versicherten auf denjenigen Betrag angehoben
wird, den der betreffende Tarif für Versicherte
vorsieht, die mit diesem Alter in die Versicherung
eintreten; dieses Lebensalter darf nicht über
20 Jahren liegen.

(3) Erhöht der Versicherer die Prämie, so hat er
dem Versicherungsnehmer auf dessen Verlangen
die Fortsetzung des Vertrages mit höchstens
gleichbleibender Prämie und angemessen geänder-
ten Leistungen anzubieten.

(4) Die Erklärung einer rückwirkenden Ände-
rung der Prämie oder des Versicherungsschutzes ist
unwirksam; die Erklärung wirkt erst ab dem der
Absendung folgenden Monatsersten.

§ 178 g. (1) Der Versicherer hat eine Änderung
der Prämie oder des Versicherungsschutzes unver-
züglich der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft, der Bundeskammer für Arbeiter und
Angestellte, dem österreichischen Landarbeiter-
kammertag, der Präsidentenkonferenz der Land-
wirtschaftskammern Österreichs, dem Österreichi-
schen Gewerkschaftsbund, der Finanzprokuratur
und dem Verein für Konsumenteninformation
mitzuteilen. Insoweit eine vom Versicherer
erklärte Änderung der Prämie oder des Ver-
sicherungsschutzes unwirksam ist, besonders weil
sie dem § 178 f und den allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, nach denen die Versicherungs-
verträge geschlossen sind, widerspricht, sind diese
Stellen berechtigt, vom Versicherer die Unter-
lassung dieser Änderung zu verlangen. Dieser
Anspruch erlischt, wenn er nicht binnen dreier
Monate nach Erhalt der Verständigung gerichtlich
geltend gemacht wird; der Versicherer und die
betreffende Stelle können die Klagefrist einver-
nehmlich verlängern.

(2) Für die Klage ist nur das Handelsgericht
Wien zuständig. Hat jedoch der Versicherer seinen
Sitz im Ausland und keiner der von der
umstrittenen Änderung betroffenen Versicherungs-
nehmer seinen Wohnsitz im Sprengel dieses
Gerichts, so ist nach Wahl des Klägers jedes die
Gerichtsbarkeit in Handelssachen ausübende Lan-
desgericht zuständig, in dessen Sprengel der
Wohnsitz wenigstens eines betroffenen Versiche-

rungsnehmers liegt; klagt außerdem eine andere
der im Abs. l genannten Stellen denselben Ver-
sicherer bei einem anderen Gericht, so ist § 31 a
Abs. 2 JN sinngemäß anzuwenden.

(3) Der Wert des Streitgegenstands beträgt
höchstens l Million Schilling.

§ 178 h. (1) Der Versicherer ist verpflichtet, den
im § 178 g Abs. l genannten Stellen auf Verlangen
unverzüglich Einsicht in sämtliche Kalkulations-
grundlagen zu gewähren, die eine erklärte
Änderung der Prämie oder des Versicherungs-
schutzes begründen können. Die genannten Stellen
sind berechtigt, auf ihre Kosten erforderlichenfalls
Ablichtungen herzustellen.

(2) Verlangt eine im § 178 g Abs. l genannte
Stelle binnen der dort vorgesehenen dreimonatigen
Klagefrist die Einsichtnahme gemäß Abs. l, so ist
diese Frist bis zur Gewährung der Einsicht
gehemmt.

§ 178 i. (1) Krankenversicherungsverträge dür-
fen nur auf Lebenszeit des Versicherungsnehmers
geschlossen werden, ausgenommen kurzfristige
Versicherungen, die auf weniger als ein Jahr
befristet sind; andere Befristungen sind unwirksam.

(2) Eine Kündigung durch den Versicherer
gemäß § 8 Abs. 2 oder auf Grund einer Vertrags-
bestimmung, etwa für den Versicherungsfall, ist nur
bei Gruppenversicherungsverträgen und Kranken-
geldversicherungsverträgen zulässig.

(3) Das Recht der Kündigung aus wichtigem
Grund, insbesondere bei Verletzung von Obliegen-
heiten (§ 6), bei Prämienverzug (§ 39) und bei
unverschuldeter Verletzung der Anzeigepflicht
(§ 41), bleibt unberührt.

§ 178 j. Endet das Versicherungsverhältnis
anders als durch Rücktritt des Versicherers gemäß
§ 16 oder § 38 oder durch dessen Kündigung
(§ 178 i Abs. 3), so sind die Versicherten berech-
tigt, binnen zweier Monate die Fortsetzung des
Versicherungsverhältnisses nach dem Versiche-
rungsnehmer zu erklären.

§ 178 k. Wegen einer Verletzung der dem
Versicherungsnehmer beim Abschluß des Vertrags
obliegenden Anzeigepflicht kann der Versicherer
vom Vertrag nicht mehr zurücktreten oder den
Vertrag kündigen, wenn seit dem Abschluß drei
Jahre verstrichen sind. Das Rücktrittsrecht bleibt
jedoch bestehen, wenn die Anzeigepflicht arglistig
verletzt worden ist.

§ 178 1. Der Versicherer ist von der Verpflich-
tung zur Leistung frei, wenn der Versicherungs-
nehmer oder der Versicherte seine Krankheit oder
seinen Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Hat
der Versicherungsnehmer die Krankheit oder den
Unfall eines Versicherten vorsätzlich herbeigeführt,
so bleibt der Versicherer diesem gegenüber zur
Leistung verpflichtet, der Schadenersatzanspruch
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des Versicherten an den Versicherungsnehmer geht
jedoch in sinngemäßer Anwendung des § 67 auf
den Versicherer über.

§ 178 m. (1) Scheidet ein Gruppenversicherter
aus dem versicherten Personenkreis, etwa durch
Kündigung des Versicherers oder infolge Eintritts
in den Ruhestand, aus oder wird der gesamte
Gruppenversicherungsvertrag aufgelöst, so ist der
Gruppenversicherte berechtigt, die Fortsetzung als
gleichartige Einzelversicherung nach Maßgabe der
für die Einzelversicherung geltenden Tarife und
Versicherungsbedingungen ohne Wartezeiten und
Risikoprüfung zu erklären, sofern er bei Eintritt in
die Gruppenversicherung gemäß den Bestimmun-
gen für die Einzelversicherung versicherungsfähig
war. Der Versicherer hat die Gruppenversicherten
auf dieses Fortsetzungsrecht hinzuweisen.

(2) Das Recht auf Fortsetzung als Einzel-
versicherung erlischt, wenn der Versicherte die im
Abs. l vorgesehene Erklärung nicht binnen eines
Monats ab dem Ausscheiden aus dem versicherten
Personenkreis beziehungsweise der Auflösung des
Gruppenversicherungsvertrags abgibt. Die Frist ist
gehemmt, solange der Versicherer der im Abs. l
angeordneten Hinweispflicht nicht entsprochen
hat; der Beweis der Erfüllung dieser Pflicht
obliegt dem Versicherer.

(3) Gibt der Versicherungsnehmer die im Abs. l
vorgesehene Erklärung ab, so ist die Einzelver-
sicherungsprämie nach demjenigen Eintrittsalter zu
bemessen, mit dem der Versicherte in den
Gruppenversicherungsvertrag eingetreten ist.

(4) Das Recht auf Fortsetzung des Versiche-
rungsverhältnisses als Einzelversicherung besteht
jedoch nicht, wenn der Versicherte aus dem
versicherten Personenkreis infolge außerordentli-
cher Kündigung des Versicherers wegen einer
Vertragsverletzung ausscheidet.

(5) Die §§ 178 g und 178 h gelten für
Gruppenversicherungsverträge nicht. Als Grund
für eine Prämienerhöhung darf auch eine Ände-
rung der im § 178 f Abs. 2 Z 2 und 3 genannten
Umstände bloß bei den zu dieser Gruppe
gehörenden Versicherten vereinbart werden, auch
infolge einer Änderung des Durchschnittsalters der
Gruppe.

(6) Der Versicherer hat jeden Gruppenver-
sicherten bei Eintritt in den Gruppenversicherungs-
vertrag nachweislich darauf hinzuweisen, unter
welchen Voraussetzungen seine Versicherung
endet und welche Folgen sich für die Höhe der
Prämie bei der Fortsetzung als Einzelversicherung
ergeben würden.

§ 178 n. Auf eine Vereinbarung, die von § 178 a
Abs. 2 und 3 und von den §§ 178 c bis 178 m zum
Nachteil des Versicherungsnehmers oder des
Versicherten abweicht, kann sich der Versicherer
nicht berufen."

58. Der bisherige Vierte Abschnitt (Unfall-
versicherung) erhält die Überschrift „Fünfter
Abschnitt" und der bisherige Fünfte Abschnitt
(Schlußvorschriften) die Überschrift „Sechster
Abschnitt"

59. Nach § 191 a wird folgender § 191 b
eingefügt:

„§ 191 b. (1) § l a, § 2 Abs. 2 zweiter Satz,
§ 5 b, § 6, § 8 Abs. 3, § 11 Abs. l und 3, § 11 a,
§ 12, § 15 a, § 16 Abs. 3, § 18, § 21, § 25 Abs. 3,
§ 27 § 28 Abs. 2 zweiter Satz, § 38, § 39 Abs. 2,
§ 39 a, § 40, § 41 Abs. 2, § 41 b, § 43, § 43 a,
S 44, § 47, § 51 Abs. 4 und 5, § 59 Abs. 3, § 64,
§ 68, § 68 a, § 70 Abs. 3, § 71, § 96, § 108, § 113,
§ 115 a, § 154 Abs. 2, § 158, § 158 a, § 158 j,
§ 158 l, §§ 158 m bis 158 p, § 163, § 164 Abs. 2,
§§ 172 bis 176, § 178 Abs. 2 und §§ 178 a bis
178 n in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 509/1994 treten mit l Jänner 1995 in Kraft.

(2) Nicht in der neuen Fassung anzuwenden sind
1. § l a Abs. 2, § 2 Abs. 2, § 16 Abs. 3, § 18,

§ 21, § 40, § 41 Abs. 2, § 41 b, § 58 Abs. 3,
§ 59 Abs. 3, § 64, § 68, § 70 Abs. 3, § 96
Abs. 3, § 108, § 113, § 115 a, § 158 Abs. 3,
§ 158 a, § 172, § 173, § 174, § 175, § 176,
§ 178 Abs. 2, § 178 d, § 178 e, § 178 i Abs. l
und § 178 k
auf Versicherungsverträge, die vor dem
1. Jänner 1995 geschlossen worden sind,

2. § 12,
wenn die dort genannten Fristen vor dem
1. Jänner 1995 zu laufen begonnen haben,

3. § 43, § 44 und § 47
auf Rechtshandlungen, die von dem Ver-
sicherungsagenten oder ihm gegenüber vor
dem 1. Jänner 1995 vorgenommen worden
sind,

4. § 158 o,
wenn das Unternehmen vor dem l. Jän-
ner 1995 veräußert beziehungsweise über-
nommen worden ist,

5. § 178 c
auf Kostendeckungszusagen, die vor dem
1. Jänner 1995 abgegeben worden sind,

6. § 178 i Abs. 2
auf Zahnversicherungsverträge, die vor dem
1. Jänner 1995 geschlossen worden sind,

7 § l a Abs. l und § 5 b,
wenn der Antrag des Versicherungsnehmers
vor dem 1. Jänner 1995 erklärt worden ist,
und

8. §§ 38, 39 und 39 a,
wenn der Verzug vor dem 1. Jänner 1995
eingetreten ist.

(3) § 8 Abs. 3 ist in der im Abs. l bezeichneten
Fassung auf Versicherungsverträge anzuwenden,
die nach dem 31. März 1994 geschlossen worden
sind. Verträge, die vor dem 1. April 1994 geschlos-
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sen worden sind, kann der Versicherungsnehmer
nach § 8 Abs. 3 jedenfalls ab dem 1. Jänner 2000
mit einer Frist von sechs Monaten kündigen. § 8
Abs. 3 zweiter Satz ist auf Verträge, die vor dem
l Jänner 1995 geschlossen worden sind, mit der
Maßgabe anzuwenden, daß der Versicherer auch
die Differenz zwischen der vereinbarten Prämie
und der Prämie für Verträge mit einer Laufzeit, die
der tatsächlich verstrichenen Laufzeit entspricht,
verlangen kann, falls er zur Zeit der Eingehung des
Versicherungsvertrags in seinem Tarif eine Prämie
für derartige Verträge mit kürzerer Laufzeit
vorgesehen hatte.

(4) Ist in einem Krankenversicherungsvertrag die
Zulässigkeit einer Prämienerhöhung oder einer
Änderung des Versicherungsschutzes an die
Zustimmung der Versicherungsaufsichtsbehörde
gebunden, so sind an Stelle dieser Anpassungsbe-
stimmung die §§ 178 f bis 178 h anzuwenden,
wobei eine Anpassung nach den in § 178 f Abs. 2
Z 2 bis 6 genannten Anpassungsfaktoren als
vereinbart gilt.

(5) Für § 178 m gilt folgendes:

1. Er gilt unbeschränkt für Gruppenversicherte,
die nach dem 31. Dezember 1994 in einen zu

diesem Zeitpunkt bereits bestehenden Gruppenver-
sicherungsvertrag aufgenommen werden. Für
solche Gruppenversicherte kann der Versicherer
einen anderen als den im Gruppenversicherungs-
vertrag vereinbarten Tarif vorsehen.

2. Auf Gruppenversicherte, die vor dem
1. Jänner 1995 in eine Gruppenversicherung
eingetreten sind, ist er mit der Maßgabe
anzuwenden, daß bei der Berechnung der Einzel-
versicherungsprämie die Versicherungsdauer im
Gruppenversicherungsvertrag nur im Ausmaß der
in der Prämienkalkulation der Gruppenversiche-
rung enthaltenen Alterungsrückstellung zu berück-
sichtigen ist. Diese Versicherten haben überdies
nach dem 31 Dezember 1994 das Recht, die volle
Anwendung des § 178 m gegen Zahlung einer
höheren Prämie zu verlangen, die für diese Fälle
vom Versicherer in seinem Tarif angemessen
festzusetzen ist."

Klestil

Vranitzky
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